
TFLG 1996, Tiroler, Fassung vom 26.02.2021 
 

 

2. HAUPTSTÜCK 

Ordnung der rechtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse an agrargemeinschaftlichen 
Grundstücken 

1. Abschnitt 

Agrargemeinschaftliche Grundstücke, Agrargemeinschaften, Aufsicht 

1. Unterabschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 33 

Agrargemeinschaftliche Grundstücke 

 

(1) Agrargemeinschaftliche Grundstücke im Sinne dieses Gesetzes sind Grundstücke, die von allen 

oder mehreren Mitgliedern einer Gemeinde oder von den Mitgliedern einer Nachbarschaft, einer 

Interessentschaft, einer Fraktion oder einer ähnlichen Mehrheit von Berechtigten kraft einer mit einer 

Liegenschaft (Stammsitzliegenschaft) verbundenen oder einer persönlichen (walzenden) Mitgliedschaft 

gemeinschaftlich und unmittelbar für land- und forstwirtschaftliche Zwecke auf Grund alter Übung 

genutzt werden. Als gemeinschaftliche Nutzung gilt auch eine wechselweise sowie eine nach Raum, 

Zeit und Art verschiedene Nutzung. 

(2) Agrargemeinschaftliche Grundstücke sind, unbeschadet der Rechte aus einer bereits vollendeten 

Ersitzung, insbesondere: 

 a) Grundstücke, die im Zuge von Verfahren nach der Kaiserlichen Entschließung vom 6. Februar 

1847, Provinzialgesetzsammlung von Tirol und Vorarlberg für das Jahr 1847, S. 253, einer 

Mehrheit von Berechtigten ins Eigentum übertragen wurden; 

 b) Grundstücke, die im Zuge von Verfahren nach dem Kaiserlichen Patent vom 5. Juli 1853, RGBl. 

Nr. 130, einer Mehrheit von Berechtigten ins Eigentum übertragen wurden; 

 c) Grundstücke, die 

 1. im Eigentum einer Gemeinde stehen und zur Deckung des Haus- und Gutsbedarfes von 

Stammsitzliegenschaften dienen oder 

 2. vormals im Eigentum einer Gemeinde gestanden sind, durch Regulierungsplan ins Eigentum 

einer Agrargemeinschaft übertragen wurden, vor dieser Übertragung der Deckung des Haus- 

und Gutsbedarfes von Stammsitzliegenschaften gedient haben und nicht Gegenstand einer 

Hauptteilung waren (Gemeindegut); 

 d) Waldgrundstücke, die im Eigentum einer Gemeinde oder einer Mehrheit von Berechtigten 

(Agrargemeinschaft) stehen und auf denen Teilwaldrechte (Abs. 3) bestehen (Teilwälder). Diese 

Grundstücke zählen im Fall des Vorliegens der Voraussetzungen nach lit. c zum Gemeindegut; 

soweit Teilwälder auf Grundstücken im Sinn der lit. c Z 2 bestehen, sind die für Grundstücke 

im Sinn der lit. c Z 2 geltenden Bestimmungen dieses Gesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, 

dass das ausschließliche Holz- und Streunutzungsrecht der Teilwaldberechtigten gewahrt bleibt. 

(3) Teilwaldrechte sind Holz- und Streunutzungsrechte, die auf Grund öffentlicher Urkunden oder 

auf Grund örtlicher Übung zugunsten bestimmter Liegenschaften oder bestimmter Personen auf nach 



Größe, Form und Lage bestimmten oder bestimmbaren Teilflächen von Waldgrundstücken bestehen. 

Teilwaldrechte gelten als Anteilsrechte im Sinne dieses Gesetzes. 

(4) Keine agrargemeinschaftlichen Grundstücke sind insbesondere die nach den Vorschriften des 

Gemeinderechtes zum Gemeindevermögen zählenden Grundstücke, insbesondere solche, die nicht im 

Sinne des Abs. 1 genutzt, sondern durch Verpachtung oder auf ähnliche Art zugunsten des 

Gemeindevermögens verwertet werden. 

(5) Der Substanzwert von Grundstücken im Sinn des Abs. 2 lit. c Z 2 ist jener Wert, der nach Abzug 

der Belastungen durch die land- und forstwirtschaftlichen Nutzungsrechte verbleibt. Er umfasst 

 a) die Erträge aus der Nutzung der Substanz dieser Grundstücke einschließlich des beweglichen 

und unbeweglichen Vermögens, das daraus erwirtschaftet wurde, (Substanzerlöse) und 

 b) den über den Umfang des Haus- und Gutsbedarfes der Nutzungsberechtigten erwirtschafteten 

Überschuss aus der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung (Überling). 

Die Substanz eines Grundstückes im Sinn des Abs. 2 lit. c Z 2 wird insbesondere dann genutzt, 

wenn es veräußert, verpachtet oder dauernd belastet wird, wenn darauf eine Dienstbarkeit oder ein 

Baurecht begründet oder die Jagd ausgeübt wird oder wenn es als Schottergrube, Steinbruch und 

dergleichen verwendet wird. Der Substanzwert steht der substanzberechtigten Gemeinde zu. 

(6) Ob ein Grundstück ein agrargemeinschaftliches Grundstück ist, hat im Zweifel die 

Agrarbehörde zu entscheiden. Die gemeinderechtlichen Bestimmungen bleiben unberührt. 

(7) Ein Grundstück kann auf Antrag des bücherlichen Eigentümers von der Agrarbehörde neu als 

agrargemeinschaftliches Grundstück gewidmet werden. Teilwaldrechte können nicht neu begründet 

werden. 

 


